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Am 23. August 2023 hat das Bundeskabinett den Entwurf für das Selbstbestimmungsgesetz
beschlossen. Jetzt muss das Gesetz nur noch im Bundestag abgestimmt werden. Aber was beinhaltet
es eigentlich?

Erst einmal das Positive: Das Selbstbestimmungsgesetz ermöglicht es trans-, intergeschlechtlichen
und nicht-binären Menschen, ihren Namen und Geschlechtseintrag auf Antrag beim Standesamt zu
ändern. Dabei gilt, dass die Veränderung des Eintrags 3 Monate vor der sogenannten „Erklärung mit
Eigenversicherung“ beim Standesamt angemeldet werden muss. Danach kann man seinen Namen
und Geschlechtseintrag ändern. Dies ist eine erhebliche Erleichterung und ein großer Fortschritt im
Kampf um Selbstbestimmung, da man keinen erniedrigenden Prozess durchlaufen, sich kein
Gutachten besorgen muss, das bestätigt, dass man trans ist, und dann keinen oft Jahre andauernden
Gerichtsprozess durchlaufen muss, um den Eintrag tatsächlich ändern zu können.

Die Grenzen der Selbstbestimmung

Bei minderjährigen Menschen ist der Prozess der „Selbstbestimmung“ jedoch weniger
selbstbestimmt. Personen ab 14 Jahren haben zwar das Recht, ihren Antrag auf
Geschlechtsänderung selbst einzureichen. Die Wirksamkeit des Antrags hängt jedoch von der
Zustimmung der sorgeberechtigten Person oder des Familiengerichts ab. Als Minderjährige/r ist
man also immer noch auf die Eltern angewiesen – auch wenn diese transphob sind – und muss
„beweisen“, dass man richtig trans ist, bevor man Selbstbestimmung erhält. Für Unter-14-Jährige ist
es noch schlimmer: Die dürfen nicht mal den Antrag selber einreichen und haben wenig mitzureden,
welches Geschlecht oder Namen man angeben will. Das macht die Kinder nochmals wesentlich
abhängiger von ihrer Familie, die eine vollständige Kontrolle darüber hat, wie das Kind eingetragen
ist. Sehr selbstbestimmt, liebe Bundesregierung!

Das Ganze wird auch nicht besser: Der vom Bundeskabinett beschlossene Entwurf schließt sogar
aus, dass Menschen, deren Visa bald ablaufen, das Recht auf Selbstbestimmung erhalten. Sie dürfen
ihren Eintrag erst nach der Visa-Erneuerung ändern. Das soll angeblich sicherstellen, dass
Menschen das Selbstbestimmungsgesetz nicht missbrauchen, um sich vor der Abschiebung zu
drücken, aber ist in der Realität ein rassistischer Angriff auf migrantische Menschen. Es wird auch
festgehalten, dass die Änderung eines männlichen Eintrags im „Spannungs- und Verteidigungsfall“
jederzeit ausgesetzt werden kann, angeblich um Männer daran zu hindern, sich dem Militär zu
entziehen. Im Entwurf ist auch explizit festgehalten, dass Betreiber:innen von beispielsweise
Frauensaunen das Recht behalten, trans Frauen aufgrund ihres trans Seins aus ihren Saunen zu
verweisen.

Staatlich bekannte Selbstbestimmung

All das zeigt den rassistischen, sexistischen und transfeindlichen Hintergrund dieses Gesetzes auf,
aber es wird noch besser: Im sogenannten Selbstbestimmungsgesetz, das heute vom Kabinett
beschlossen wurde, ist inkludiert, dass, sobald man seinen Namen und Eintrag geändert hat, diese
Information direkt an alle möglichen Sicherheitsbehörden weitergegeben wird. Diese umfassen das
Bundeskriminalamt (BKA), die Landeskriminalämter, die Bundespolizei, das Bundesamt für
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Verfassungsschutz, den Militärischen Abschirmdienst und weitere. Dabei werden automatisch
Nachname, bisherige und geänderte Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit/en,
bisheriger und geänderter Geschlechtseintrag, Anschrift und Datum der Änderung weitergegeben.

Kurz gesagt: Polizei und Militär, beides Institutionen, die dafür bekannt sind, dass sich rechte und
faschistische Strukturen in ihnen ausbreiten, erhalten eine Liste von allen trans Menschen mit
aktueller Adresse. Dass das nicht geht und einen massiven Angriff auf die Sicherheit von allen trans-
, intersexuellen und non-binären Menschen darstellt, sollte uns allen klar sein. Wir können nicht
zulassen, dass trans Personen einerseits unfreiwillig geoutet werden sowie andererseits auch
faschistische Strukturen ihre Adressen wissen.

Was können wir dagegen tun?

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass trotz einiger längst überfälliger Verbesserungen für trans
Menschen der Entwurf rassistische und transfeindliche Regeln enthält, die eine erhebliche Gefahr
für trans-, intersexuelle und nicht-binäre Menschen und ihre Sicherheit darstellen. Ebenso gibt’s
weiterhin nur eingeschränkte Selbstbestimmung für Jugendliche. Das und die aktuellen Angriffe und
Debatten um die Rechte von trans Menschen wie in den USA werfen die Frage auf: Was tun? Wie
können wir uns gegen steigende Gewalt und die zunehmenden Angriffe verteidigen? Kurz gesagt:
Wer das Problem an der Wurzel packen will, darf keine Illusionen in den bürgerlichen Staat oder die
Polizei haben. Das heißt nicht, keine Forderungen zu stellen, aber der Kapitalismus profitiert von
der binären Geschlechtereinteilung, da er auf die Reproduktionsarbeit im Privaten angewiesen ist.
Konkret muss also der Kampf für Verbesserungen für trans Personen mit dem gegen das
kapitalistische System verbunden werden.

Aber die alleinige Verteidigung gegen Angriffe von rechts ist nicht genug. Schließlich ist die Lage
von trans Menschen schon schlimm genug. Es braucht eine Bewegung, die für tatsächliche
Selbstbestimmung, aber auch Emanzipation von trans, intersexuellen und nicht-binären Menschen
kämpft. Eine solche Bewegung muss aus der Defensive herauskommen und tatsächliche
Verbesserungen erkämpfen. Dabei sollte sie Hand in Hand mit den Gewerkschaften den Streik als
Hauptaktionsform nutzen, denn dieser kann die jetzige Gesellschaft zum Stillstand zwingen und
Platz schaffen für tatsächliche Selbstbestimmung und wahre Emanzipation.

Um diese Ziele zu erreichen, fordern wir:

Selbstbestimmung für alle, unabhängig von Alter oder Herkunft: Volle rechtliche
Gleichstellung von LGBTIA+! Gleichstellung aller Partnerschaften und
Lebensgemeinschaften mit der Familie!
Gewalt stoppen: Demokratisch organisierte und gewählte Verteidigungskomitees
gegen Übergriffe auf LGBTIA+!
Für das Recht auf gesonderte Treffen in den Organisationen der
Arbeiter:innenbewegung, um den Kampf für Gleichberechtigung voranzutreiben und
gegen diskriminierendes und chauvinistisches Verhalten vorzugehen!


